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Vertretung von Herrn Heuberger bis 17:50 Uhr
(TOP 2)

ab 17:50 Uhr anwesend (TOP 2)

Befangenheit zu TOP 3

Befangenheit zu TOP 11
Vertretung fr Frau Vogler

bis 21:00 Uhr anwesend (TOP 14)

Vertretung far Herrn Wagner



Vorsitzender

Dr. Maximilian Ingenthron

Berichterstatter

Ralf Bernhard
Stefanie Herrmann
Christoph Kamplade
Roland Schneider

Dr. Thorsten S6gding

Boris Wust

Externe Berichterstatter:
ZuTOP 2:
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Herr Andreas Eckmann, Fa. Mailander Consult GmbH, Karlsruhe

ZUTOPs 3,4, 5und 6:

Herr Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Kunibert Wachten, Lehrstuhl und Institut far Stadtebau und

Landesplanung in Aachen

Sonstige

Sandra Diehl

SchriftfUhrerin

Madlene Spielberger

Entschuldigt

SP

Monika Vogler

vertreten durch Herrn Maier
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Jakob Wagner vertreten durch Frau Dr. Migl

Pfeffer und Salz
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Zu dieser Sitzung war unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung
ordnungsgemaf eingeladen worden.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl stellte den Antrag einen Einwohner zu den Themen
~Ruckbau oder Erhalt des Ostring-Pavillons”, hier Tagesordnungspunkt 2, zu héren. Der
Vorsitzende entgegnete, dass dies nicht moglich sei.

Damit bestand folgende Tagesordnung:

Tagesordnung

Offentliche Sitzung

1. Einwohnerfragestunde

2. Vorstellung der Visualisierungen zum 2. Bauabschnitt OstbahnstraBe mit und
ohne Pavillon -Diskussion der Gestaltungsentwiirfe-
Vorlage: 610/504/2018

3. Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Sud”
Auswahlverfahren zur GrundsticksverauBerung im ,,Wohnpark Am Ebenberg”
(Ausschreibung 2017):

VerauBerung des Baufeldes 11
Vorlage: 610/497/2018

4, Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Suad”
Auswahlverfahren zur GrundsticksverauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg”
(Ausschreibung 2017):

VerauBerung des Baufeldes 24b (Teilbereich 2 und 4)
Vorlage: 610/498/2018

5. Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Suad”
Auswahlverfahren zur GrundsticksverauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg”
(Ausschreibung 2017):

VerauBerung der Baufelder 25a (Panzerhalle) und 25c¢
Vorlage: 610/499/2018

6. Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Sud”
Auswahlverfahren zur GrundsticksverdauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg”
(Ausschreibung 2017):

VerauBerung des Baufeldes 26d
Vorlage: 610/500/2018

7. Initiative "Landau baut Zukunft", Besonderes Vorkaufsrecht gem. § 25 Abs. 1
Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) im Geltungsbereich der Vorbereitenden
Untersuchungen gem. § 165 Abs. 4 i.V. m. §§ 137 - 141 Baugesetzbuch (BauGB)
far zwei Bereiche im Westen der Kernstadt Landau
Vorlage: 040/015/2018



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.
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Durchfihrung eines stadtebaulichen Realisierungswettbewerbs zum
Bebauungsplangebiet ,D12, Gewerbepark Messegelande-Studost”
Vorlage: 610/501/2018

Bebauungsplan ,D 6, Neuaufstellung, Teilbereich 1, 1. Teilanderung”,
Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch  (BauGB)
Vorlage: 610/502/2018

Wohnungsmarktbeobachtungen Landau, Monitoring-Bericht I, Marz 2018
Vorlage: 620/030/2018

Bauvoranfrage zum Umbau und Erweiterung der bestehenden Mensa
einschlieBlich der Kiche in vier Bauabschnitten auf dem Gelande der
Universitat in Landau i. d. Pfalz

Vorlage: 630/339/2018

Bauvoranfrage zur Errichtung eines Doppelhauses, eines Einfamilienhauses und
drei Garagen mit Abstellrdumen auf dem Flurstick Nr. 190 in Wollmesheim
Vorlage: 630/341/2018

Abbruch des bestehenden Gebaudes auf dem Grundstliick GeiBBelgasse FI.Nr.
228 in  Landau-NuBdorf und Neubau eines Gaststattengebaudes
Vorlage: 630/342/2018

Zwischenbericht zum Mobilitatskonzept: Ausweisung von Vorrangnetzen
Vorlage: 660/162/2018

Zwischenbericht  zum Larmaktionsplan, LarmminderungsmaBnahmen
Vorlage: 660/163/2018

B272 / K13 / K42, Anbau zusatzlicher Einfadelspuren bei Dammheim
Vorlage: 660/164/2018

Widmung von StraBen fir den o&ffentlichen Verkehr im Bereich des
Neubaugebietes DH5 in Landau-Dammheim
Vorlage: 680/166/2018

AuBerplanmaBige Ausgabemittel zur Sanierung des Queichtalradweges
(Wirtschaftsweg) zwischen Landau und Godramstein
Vorlage: 350/103/2018

Verschiedenes
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Offentliche Sitzung
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes 1. (6ffentlich)
Einwohnerfragestunde

Ein Einwohner meldete sich zum Thema ,2. Bauabschnitt OstbahnstraBe mit und ohne
Pavillon” zu Wort und wollte seine Meinung zum Erhalt des Pavillons duBern. Der
Vorsitzende wies darauf hin, dass das Thema Bestandteil der hiesigen
Bauausschusssitzung sei und somit gemaB Gemeindeordnung (GemO) nicht in der
Einwohnerfragestunde zu behandeln ware.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen seitens der anwesenden Einwohnerschaft.
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Vorstellung der Visualisierungen zum 2. Bauabschnitt OstbahnstraBe mit und ohne
Pavillon -Diskussion der Gestaltungsentwirfe-

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 2. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Informationsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 10.04.2018 auf, welche der Niederschrift als Anlage beigefigt ist.
Zunachst berichtete der Vorsitzende, dass es am Tage der Bauausschusssitzung eine
schriftliche Ruckmeldung der Generaldirektion Kulturelles Erbe (GDKE) gab, in der
erldutert wurde, dass der Ostring-Pavillon nicht als Kulturdenkmal gesehen werde.
Weiterhin teilte der Vorsitzende mit, dass es eine Abstimmung hinsichtlich des Rickbaus
oder Erhalts des Pavillons am 08.05.2018 wahrend einer gemeinsamen Bau- und
Hauptausschusssitzung geben werde.

Seit dem Jahr 2006 werde im Bereich der OstbahnstraBe gebaut. Beinahe taglich
kénnten Bauarbeiten und -fortschritte mitverfolgt werden, so der Vorsitzende. Nun
solle Uber den Rosenplatz entschieden und somit Uber die Wiederherstellung einer
alten stadtebaulichen Achse beratschlagt werden. Der Vorsitzende begriBte hierzu
Herrn Andreas Eckmann von dem Buro Mailander Consult GmbH, der die
Visualisierungen zusammen mit Herrn Kamplade und Herrn Bernhard préasentieren
werde, und Ubergab zunachst das Wort an Herrn Kamplade.

Herr Kamplade erklarte, dass der vorbereitete Vortrag in drei Teile gegliedert sei.
Zunachst werde ein Gesamtuberblick Gber das Areal vermittelt. Im Anschluss werde
Uber die planerischen Alternativen sowie die Kosten und mégliche Verkehrsfihrungen
berichtet.

Das Areal um den Ostring-Pavillon sei seit dem Jahr 2006 Bestandteil des
~Stadtumbaugebietes Ostliche Innenstadt”. Die ersten UmbaumaBnahmen im Bereich
der OstbahnstraBe wurden bereits im Jahr 2009 durchgefiihrt. Herr Kamplade nannte
hierzu verschiedene MaBnahmen, die von privater und o6ffentlicher Hand realisiert
wurden. Er bat nun die Bauausschussmitglieder, eine Entscheidung zu treffen, wie es
mit dem Areal des 2. Bauabschnittes der OstbahnstraBe weitergehen solle. Eine
Entscheidung sei auch im Sinne der Pachter und Eigentimer des Ostring-Pavillons. Bis
zum Jahr 2020/2021 werden MaBnahmen in diesem Gebiet mit einem erhdhten
Fordersatz bedacht, weshalb auch schon mit der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
(ADD) das Gesprach gesucht wurde. Es gebe zwar noch keinen Férderbescheid aber eine
Forderfahigkeit fir den Umbau des Platzes sei gegeben. Die ADD tue sich allerdings
schwer, den Erhalt des Ostring-Pavillons mit Férdergeldern zu unterstitzen.

Herr Eckmann begann seinen Teil des Vortrages mit historischen Bildern und
Luftaufnahmen. Er erklarte zudem die Aufteilung der StraBenzliige und ging auf die
historische Kulisse der Umgebungsbebauung ein. Herr Eckmann zeigte dann im
Anschluss Visualisierungen mit und ohne Pavillon.

Im dritten Vortragsteil ging Herr Bernhard auf die verkehrliche Situation ein und stellte
beide Ausbauvarianten gegentber. Generell gehe es darum, das Areal weiter und
besser verkehrlich zu erschlieBen — gerade auch im Hinblick auf den &ffentlichen
Verkehr und den Radverkehr. Die momentane Situation kénne aufgrund der Geometrie
nur einen Einbahnverkehr aus der Innenstadt heraus erméglichen. Durch den Abriss des
Ostring-Pavillons wirden sich neue Fahrbeziehungen ergeben. So kénne beispielsweise
die Fahrbahn far Kfz in beiden Richtungen geéffnet werden, oder der Busverkehr
direkt in Richtung Hauptbahnhof ohne Umwege Uber die SchlachthofstraBe geleitet
werden.
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Der Vorsitzende dankte den drei Rednern und Ubergab das Wort an die Ratsmitglieder.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl bezog sich zunachst auf den dritten Teil des Vortrages und
kénnte sich vorstellen, dass die Ausbauvariante 2 zum schnelleren Fahren verleiten
wirde. Des Weiteren hinterfragte sie die finanziellen, asthetischen und funktionellen
Aspekte beider Varianten. lhrer Meinung nach werde eine hohe Summe 6ffentlicher
Gelder fur ein kleines Gebiet bendétigt. Eine Kosten-Nutzen-Relation sei nicht gegeben.
Zu guter Letzt betonte Frau Dr. Migl, dass ihr der Erhalt des Baumbestandes wichtig sei
und die Planung des Rosenplatzes mit einer angedeuteten Mauer als Begrenzung
Lunsympathisch” erscheine.

Herr Bernhard ging auf Frau Dr. Migls Wortmeldung hinsichtlich der Planungsvariante 2
ein und erklarte, dass eine Einengung aufgrund des Erhalts eines Baumes dem Kfz-
Verkehr kaum Méglichkeit gebe, schnell zu fahren. Die Flache wiirde dies schlichtweg
nicht hergeben.

Ratsmitglied Herr Freiermuth nahm Bezug auf die Kostendiskussion und hielt die
eventuell hoéher ausfallenden Kosten fir den Erhalt des Pavillons als ein wichtiges
Argument gegen dessen Erhalt. Ihn interessierte auBerdem, wie mit den ansassigen
Gewerbemietern umgegangen werde und bat auch darum, den Bau einer Tiefgarage
im Bereich des WeiBquartierplatzes fur die Verkehrsbetrachtung miteinflieBen zu
lassen.

Herr Freiermuth war zudem der Meinung, dass , Schénheit” kein Argument zum Erhalt
des Ostring-Pavillons sei. Er war vielmehr davon Uberzeugt, dass ein Platz Menschen
anziehen wirde und ein Zugewinn sei. So kénnte beispielsweise das Café Klimt eine
AuBenbestuhlung aufstellen und ebenfalls zu einer Aufenthaltsqualitat beitragen.

Herr Kamplade nahm aufgrund Herrn Freiermuths Wortmeldung Bezug auf die
Kaufverhandlungen. Er informierte die Ratsmitglieder, dass seit 2-3 Jahren mit den
Eigentimern des Ostring-Pavillons Gesprache gefuhrt wurden. Da allerdings die
Verwaltung noch kein Verhandlungsmandat innehabe, gebe es keine konkreten
Ergebnisse. Einzelne Mieter der Gewerbeeinheiten seien auch schon von sich aus auf die
Verwaltung zugekommen. Bei Neuvermietungen konnte der Einbezug einer Befristung
in den Mietvertrag erreicht werden. Wenn der Stadtrat der Verwaltung das Mandat
Ubertrage, werde direkt das Gesprach mit den Beteiligten gesucht. Herr Kamplade
informierte die Bauausschussmitglieder auBerdem darlber, dass auch die Suche sowie
die Umsiedlung der Gewerbemieter Uber Férdermittel unterstitzt werden kdénnte -
allerdings sei es hier fir Gesprache noch zu frih.

Ratsmitglied Herr Freiermuth hakte hinsichtlich der befristeten Neuvermietung der
Gewerbeeinheiten nach und erhielt von Herrn Kamplade zur Antwort, dass die
begrenzte Vermietung nur bei Neuvermietungen maéglich sei.

Ratsmitglied Herr Lerch dankte fir die nachvollziehbare dreigeteilte Prasentation. Er
habe auch Verstandnis dafir, dass eine schnelle Entscheidung gefallt werden solle. Da
eine Entscheidung erst am 08.05.2018 getroffen werde, positioniere sich Herr Lerch erst
dann. Zunachst hatte Herr Lerch noch Fragen hinsichtlich der Kalkulation. Generell habe
er ein Problem damit, 1,2 Mio. EUR fir die Beseitigung des Pavillons auszugeben. Dass
der Erhalt des Pavillons allerdings noch teurer werden kénnte, mache ihn nachdenklich.
Gebe es fur den Erhalt Zuschussalternativen? Wie gehe man mit den Eigentimern des
Pavillons um — drohe hier eine Enteignung? Der Vorsitzende ging auf Herrn Lerchs
Fragen ein und versicherte ihm, dass es hinsichtlich der in Aussicht gestellten Férderung
beim Rickbau des Pavillons ein eindeutiges Signal seitens der Aufsichts- und
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Dienstleistungsdirektion (ADD) gebe. Die Zahlen seien verlasslich. Trotzdem mdusse
zunachst die Stadt entscheiden, wie es weitergehen soll. Die Férderung kénne 90 %
betragen. Herr Kamplade betonte ebenfalls, dass es eine verbindliche Férderzusage fur
den Abriss des Pavillons im Zuge des Stadtumbaukonzeptes seitens der ADD gebe. Fur
Variante 1, also dem Erhalt des Pavillons, gebe es hingegen nur eine unverbindliche
Aussage, die formal noch eingeholt werden musste.
Zu guter Letzt erkundigte sich Herr Lerch nach der Parkplatzbilanz und fragte, ob diese
bei der Neugestaltung des Rosenplatzes einflieBen wirde.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl &uBerte Bedenken hinsichtlich des Einsatzes von
Steuergeldern. Herr Kamplade bekraftigte, dass die Steuergelder genau fir solche
Projekte wie dem Umbau des Rosenplatzes vorgesehen seien. Diese Gelder kénnen auch
nicht an anderer Stelle eingesetzt werden. Frau Dr. Migl gab sich damit nicht zufrieden
und regte an, die Gelder umzuwidmen. Herr Kamplade entgegnete, dass eine
Umwidmung seitens der Stadt nicht moglich sei. Wenn Landau die Gelder nicht nutzt,
werden andere Stadte oder Bundeslander die Gelder fur StadtumbaumaBnahmen
nutzen.

Zu Herrn Lerchs Wortmeldung in Bezug auf Enteignungen der Pavillon-Eigentimer
erklarte Herr Kamplade, dass dies kein Automatismus sei und es einer Mehrheit im
Stadtrat bedurfe. Es gebe bereits gute Signale, die auf eine Einigung mit den
Eigentimern hindeuten wirden. Die Eigentimer mussten dann letztlich mit ihren
Mietern sprechen.

Hinsichtlich der Parkplatzbilanz erklarte Herr Kamplade, dass es Parkplatze am
Rosenplatz geben koénnte. Er gehe allerdings davon aus, dass die Bilanz im
unmittelbaren Umfeld negativ ausfallen wirde, wenn der Rosenplatz gebaut wird.

Ratsmitglied Herr Lerch erwahnte, dass der Férderzeitraum nur noch bis zum Jahr 2021
gehen wirde. Herr Kamplade erklarte, dass eine Verlangerung der Férderung sicherlich
moglich sei, wenn das Projekt bzw. die BaumaBnahme in vollem Gange sei.

Ratsmitglied Herr Maier betonte, dass der Abriss des Pavillons nicht aufgrund von
Schénheitsaspekten erfolgen sollte. Viel wichtiger sei es, dass die Verkehrsfihrung
durch den Ruckbau optimiert werden kdénne. Zudem sei durch die zunehmende
Verdichtung der Innenstadt die Schaffung eines Platzes als positiv zu werten. Es werde
Raum gewonnen, ohne dass Wohnraum vernichtet werde. Herr Maier zeigte sich
optimistisch, dass die ansassigen Gewerbeeinheiten anderswo angesiedelt werden
kénnten.

Zum Schluss signalisierte Herr Maier seine Zustimmung zur Variante 2.

Ratsmitglied Herr Eisold hielt einen Umbau des Rosenplatzes ohne Abriss des Ostring-
Pavillons fur sinnlos, da es kaum eine Verbesserung der Ist-Situation bedeute. Herr
Eisold fragte, ob der Zebrastreifen vor dem Ostringcenter bleiben kénne, sofern dieser
starker frequentiert werden wirde. Herr Kamplade versicherte, dass versucht werde,
den Zebrastreifen zu erhalten.

Als Letztes wollte Herr Eisold wissen, wie es sich mit der Barrierefreiheit des geplanten
Rosenplatzes und der Schaffung von Treppenstufen (hier: Andeutung von
Festungsresten) verhalten werde. Er war der Meinung, dass man sich hiertber noch
Gedanken machen sollte. Insgesamt tue sich Herr Eisold auch mit den veranschlagten
Gesamtkosten schwer. Positiv fur die Variante 2 sei jedoch, dass der Rickbau des
Pavillons den Blick auf verschiedene Bauepochen frei machen wirde. Auch das
Ostringcenter habe seine Daseinsberechtigung.
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Ratsmitglied Herr Lichtenthaler knipfte an Herrn Maiers Wortmeldung zur Asthetik an
und betonte, dass der Abriss des Pavillons nicht subjektiv bewertet werden durfe. Herr
Lichtenthaler sprach zudem von einem ,Platzerlebnis”, denn Vieles wirde fur einen
(Rosen-)Platz sprechen. Mit den Kosten tue er sich allerdings schwer.
Des Weiteren betonte Herr Lichtenthaler, dass er im Hinblick auf die Schaffung von
Stellplatzen keine Notwendigkeit sehe und auch sein ,Herz"” nicht daran hange. Wo
beispielsweise waren die Fahrradabstellméglichkeiten vorgesehen? Der Blick beider
Planungsvarianten sei sehr auf den Kfz-Verkehr gerichtet. Er sprach sich vielmehr fur ein
.Shared-Space-Konzept” aus, bei dem alle Verkehrsteilnehmer gleichberechtigt seien.
Der in der Visualisierung gezeigte Baum ware erst in vielen Jahren so prachtig und
zunachst wurde es viel Versiegelung geben. Herr Lichtenthdler ging davon aus, dass
hinsichtlich der genauen Planung noch nicht das letzte Wort gesprochen sei.

Letztendlich auBerte Herr Lichtenthaler seine Zustimmung zur Variante 2, da diese
bessere und positivere Optionen aufzeige.

Der Vorsitzende gab zu verstehen, dass der Auftrag an die Verwaltung zunachst
lautete, eine Visualisierung zu erstellen. ,Das letzte Detail” kénne demnach auch noch
nicht enthalten sein, es gehe um einen Grundsatzbeschluss, die Ausgestaltung der
Planung bliebe zuklnftigen Gremienbeschlissen vorbehalten.

Da sich keine weiteren Wortmeldungen abzeichneten, erklarte der Vorsitzende die
Informationsvorlage als zur Kenntnis genommen. Zuletzt betonte der Vorsitzende, dass
es eine solche Chance zur Wiederherstellung des Rosenplatzes (Stichwort: Forderkulisse)
wie zum jetzigen Zeitpunkt nicht wieder geben werde. Ein ,Stlickchen Mut” sei nun
erforderlich. Eine Entscheidung werde es schlieBlich am 08.05.2018 im gemeinsamen
Bau- und Hauptausschuss und am 22.05.2018 im Stadtrat geben.
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Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Stid” - Auswahlverfahren
zur GrundsticksverauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg” (Ausschreibung 2017):
VerauBerung des Baufeldes 11

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 3. (6ffentlich)

Der Vorsitzende fluhrte in die Sitzungsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 22.03.2018 ein, auf welche verwiesen wird, und begrif3te Herrn
Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Kunibert Wachten vom Lehrstuhl und Institut far Stadtebau und
Landesplanung in Aachen, der die Jurysitzungen fachlich leitete und die Bewertungen
sowie Platzierungen der eingereichten anonymen Konzepte mittels Vortrag
prasentieren werde. Es werde einen zusammenhangenden Vortrag zu allen Baufeldern
geben, die Abstimmung der Beschlussvorlagen wirde dann hingegen getrennt
behandelt werden. Der Vorsitzende wies auBBerdem die Bauausschussmitglieder darauf
hin, bei einer moglichen Befangenheit entsprechend im Zuschauerraum Platz zu
nehmen.

Ratsmitglied Herr Loffel erklarte seine Befangenheit gem. § 22 Gemeindeordnung
(GemO), weshalb er in dem flur Zuhoérer bestimmten Teil des Sitzungsraums Platz nahm.

Ratsmitglied Herr Eichhorn fragte, ob auch die Bauausschussmitglieder, die an den Jury-
Sitzungen teilnahmen, abstimmen drften. Dies wurde vom Vorsitzenden direkt bejaht.

Der Vorsitzende verwies auf die klaren Vorgaben, die vom Stadtrat in Bezug auf die
Konzeptvergabe gemacht wurden, und auf die Beteiligung von externen sowie
internen Juroren. Die Bewertung erfolge anonym, d.h. es sei nicht bekannt, welches
Planungsbiro hinter den einzelnen Konzepten stecke. Das Geheimnis werde erst im
Stadtrat am 24.04.2018 geltftet. Herr Kamplade erganzte den Vorsitzenden und ging
auf die Formalien ein. Zudem erklarte Herr Kamplade, dass in den Sitzungsunterlagen
zu Tagesordnungspunkt 3 ein formaler Fehler beinhaltet war: der falsche Lageplan
wurde in der Zwischenzeit ausgetauscht.

Der Vorsitzende uUbergab sodann das Wort an Herrn Prof. Wachten, der das
Bewertungs- und Auswahlverfahren der Baufelder 11, 24b (vgl. TOP 4), 25a und 25c
(vgl. TOP 5) sowie 26d (vgl. TOP 6) in einem zusammenhangenden Vortrag erlauterte.

Herr Prof. Wachten ging zunachst auf den zeitlichen Ablauf des Auswahlverfahrens und
die Bewertungsmethodik der einzelnen Baufelder ein. Die Gewichtung der fachlichen
Kriterien, teilweise auch der sozialen Komponenten wund schlieBlich des
Kaufpreisgebotes wurden von Herrn Prof. Wachten erldutert.

Ratsmitglied Herr Eichhorn hatte eine Riickfrage zur Rangbewertung der Baufelder 25a
und 25 ¢ (vgl. TOP 5), da hier das qualitativ beste Konzept nur auf Rang zwei landete.
Herr Prof. Wachten erlauterte, dass dies mit der Gewichtung des Kaufpreisgebotes zu
begriinden sei. Gleiches gelte auch fir das Baufeld 26d (TOP 6).
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Einschub: Seitens der Stadtverwaltung wird darauf hingewiesen, dass die Anlagen der
Sitzungsvorlage 610/499/2018, TOP 5, zur Vergabe des Baufeldes 25a und 25c in der
Rangbezeichnung vertauscht wurden. Demnach belegt das Konzept des Bieters 5002
den ersten Rang, Bieter 5003 belegt den zweiten Rang. Bei dieser Bewertung, welche
auf Grundlage der Vergabekriterien der Ausschreibung erfolgte, sind alle
Vergabekriterien hinsichtlich der Qualitit und des Kaufpreises bertcksichtigt. Da sich
der Vergabebeschluss eindeutig auf das Plankonzept des Bieters 5002 bezieht, hat
dieser Zahlendreher keine Auswirkungen auf die Vergabeentscheidung.

Der Vorsitzende dankte Herrn Prof. Wachten fur dessen Ausarbeitungen und
Darstellungen. Er richtete das Wort an die Ratsmitglieder, ob es zum Ablauf noch
Fragen geben wirde. Dies war jedoch nicht der Fall, so dass die Fragerunde er6éffnet
wurde.

Ratsmitglied Herr Eichhorn berichtete, dass er zum ersten Mal bei einer
Konzeptvergabe in der Jury saB. Die Jury habe sich die Arbeit nicht leicht gemacht und
etwa 12 Stunden Arbeit investiert — mit groBem Erfolg. Herr Eichhorn fand, dass die
Jury immer in die Diskussionen eingebunden und auch von den Fachpreisrichtern auf
Details hingewiesen wurde, die sonst nicht aufgefallen waren. Die Vergabe mittels
Konzeptvergaben sah er positiv fur die Verwaltung an, denn nun wirden grof3e
Projekte anlaufen. Ggf. sei die Gewichtung von Kaufpreis und Qualitat zukinftig zu
hinterfragen, um zu vermeiden, dass sehr gute Konzepte wegen geringerer
Kaufpreisgebote nach hinten fallen, wie in dieser Vergaberunde zweimal geschehen.

Ratsmitglied Herr Demmerle nahm Bezug auf seinen Vorredner Herrn Eichhorn und
erwahnte, dass er bereits zum zweiten Mal bei der Jurysitzung dabei gewesen sei. Herr
Demmerle sei dankbar fur die gewonnenen Erkenntnisse, die auch fir eine dritte
Konzeptvergaberunde anwendbar sein kénnten. Die Jury handle duBerst professionell
und verfolge einen klaren Kurs. Dabei sei zu betonen, dass die Jury und nicht die
Verwaltung die Entscheidungen treffe.

Zuletzt war Herr Demmerle erfreut, dass alleine fir Baufeld 25a und 25c (TOP 5) sechs
Bieter ein Konzept einreichten - , Weiter so!”.

Ratsmitglied Frau HeB war zum ersten Mal bei der Jurysitzung dabei und berichtete,
dass sich zunachst alle Konzepte super anhérten. Erst durch die Diskussionen haben sich
manche Meinungsbilder noch einmal verdandert. Dass bei einigen Entscheidungen der
Kaufpreis maBgeblich war, fand sie schade. Insgesamt betonte sie, dass die Teilnahme
an den Jurysitzungen sehr bereichernd war und es ihr auch Spal3 machte.

Ratsmitglied Herr Lerch verwies auf den stadtebaulichen Rahmenplan und dass darin in
Baufeld 11 Staffelgeschosse vorgesehen seien. Der Vorsitzende sagte, dass es keinen
idealen Vorschlag gebe, da es sich nicht um Detailplanungen handle. Es werde
Feinjustierungen geben, um ein noch besseres Ergebnis erzielen zu kénnen. In diesem
Zusammenhang wollte Herr Lerch wissen, wann ein Konzept nicht fur die Bewertung
zugelassen werden kénnte. Wo sei der ,Cut”? Der Vorsitzende antwortete, dass aus
diesem Grund das Planungsbliro post welters + partner mbB aus Dortmund zu Rate
gezogen wurde. Herr Kamplade ergdnzte den Vorsitzenden und erkldrte, dass
Abweichungen noch keinen Ausschluss vom Auswahlverfahren bedeuten wirden. Herr
Kamplade berichtete, dass es bei den vorliegenden Konzepten nur einen Fall gab, bei
dem Uber einen Ausschluss beraten wurde. Konkret ging es dabei um die rein
gewerbliche Nutzung der Panzerhalle (Baufeld 25a und 25c). Man habe sich
entschieden, den Bieter zuzulassen und ihm eine Chance zu geben. Das Ergebnis, so
Herr Kamplade, war dann im Endeffekt eine Platzierung auf dem letzten Rang.
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Prinzipiell kénne sich Herr Kamplade vorstellen, zukinftig Ausschlisse vom
Bewertungsverfahren vorzunehmen. Herr Lerch zeigte sich skeptisch und fragte, ob es
rechtlich unproblematisch sei, dass der Rahmenplan bei den eingereichten Konzepten
oftmals nicht eingehalten werde. Herr Kamplade betonte daraufhin, dass es bei

Wettbewerben immer Abweichungen gebe aber die Gesamtidee meist den
Anforderungen entsprechen wirde und darauf kame es an.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl bezog sich auf das Verhaltnis Qualitat zu Kaufpreis in der
Bewertungsmethodik. Kénnte es hier eine nachtragliche Anderung bei der Gewichtung
geben? Der Vorsitzende teilte ihr mit, dass dies ausgeschlossen sei. Es gebe einen
deutlich formulierten Auftrag des Stadtrates, den es zu befolgen gelte.

Ratsmitglied Herr Freiermuth fand gut, dass eine Bewertungsmethodik in Form einer
Matrix festgelegt wurde. Nur zu TOP 6 gebe es notgedrungen eine Verschiebung
aufgrund des Kaufpreisgebotes.

Der Vorsitzende dankte der entgegengebrachten Wertschatzung der Arbeit und leitete
in die einzelnen Abstimmungen je Tagesordnungspunkt 3, 4, 5 und 6 ein.

Ratsmitglied Herr Schmitt meldete sich vor der Abstimmung noch zu Wort und aduBerte
sich zu Baufeld 11, TOP 3. Er fragte, weshalb ein Entwurf favorisiert werde, der nur 50
% sozialer Wohnungsbau vorsehe, obwohl bis zu 80 % moéglich ware? Er bat die
Verwaltung hier entsprechend nachzuhaken, damit der soziale Wohnungsbau erhéht
werden kénne. Herr Kamplade entgegnete, dass eine Spanne von 50-80 % vorgegeben
wurde und nicht automatisch das Konzept die meisten Punkte erhalte, das den
hoéchsten Anteil vorsehe. Auch die in der Jury beteiligten Mitarbeiter des Sozialamtes
haben darauf hingewiesen, dass eine maBvolle Durchmischung bei der Wohnbebauung
wichtig sei. Deshalb komme es vor allem auf die Mischung und Vielfalt an, nicht allein
auf die Menge der gefdérderten Wohnungen.

Seitens der Bauausschussmitglieder gab es keine weiteren Ruckfragen, so dass der
Bauausschuss einstimmig unter Berlcksichtigung einer Befangenheit die nachfolgenden
Beschlussvorschlage dem Stadtrat empfehlen konnte.

1. Das Angebot des Bieters 1001 fur das Baufeld 11, im Einzelnen bestehend aus der
Bietererklarung, dem Kaufpreisangebot und dem Bebauungskonzept, wird
angenommen. (Hinweis: Die Bietererkldrung wird im Stadtrat bekannt gegeben.)

2. Das Baufeld mit einer GréBe von ca. 7.019 m2 wird zum Kaufpreis in Hohe von
1.951.282,- EURO (278 Euro/gm) an den Bieter 1001 verauBert.

3. Die Verwaltung wird beauftragt mit dem Bieter eine héhere Ubereinstimmung des
vorgelegten Bebauungskonzepts mit dem stadtebaulichen Rahmenplan ,,Wohnpark Am
Ebenberg” und der dazugehérigen Gestaltungsfibel ,Wohnpark Am Ebenberg”
abzustimmen.

4. Die Verwaltung / DSK wird beauftragt den Kaufvertrag vorzubereiten und
abzuschlieBen.
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5. Die Verwaltung wird im Falle eines Scheiterns des Projekts des erstplatzierten Bieters
1001 beauftragt, in Verhandlung mit dem Zweitplatzierten Bieter 1005 einzutreten und
den Gremien einen Vergabevorschlag vorzulegen.
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Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Stid” - Auswahlverfahren
zur GrundsticksverauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg” (Ausschreibung 2017):
VerauBerung des Baufeldes 24b (Teilbereich 2 und 4)

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 4. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Sitzungsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 22.03.2018 auf, auf welche verwiesen wird, und wies auf den
thematischen Zusammenhang zu dem vorherigen Tagesordnungspunkt 3 und den
folgenden Tagesordnungspunkten 5 und 6 hin.

Die Diskussion Uber das Auswahlverfahren fand zu Beginn des Tagesordnungspunktes 3
statt. Zum Baufeld 24b gab es keinen weiteren Klarungsbedarf.

Der Bauausschuss empfahl dem Stadtrat einstimmig, den nachgenannten
Beschlussvorschlagen zuzustimmen.

1. Das Angebot des Bieters 4002 fir das Baufeld 24b (Teilbereich 2 und 4), im Einzelnen
bestehend aus der Bietererklarung, dem Kaufpreisangebot und dem
Bebauungskonzept, wird angenommen. (Hinweis: Die Bietererkldrung wird im Stadtrat
bekannt gegeben)

2. Das Baufeld mit einer GréBe von ca. 800 m2 wird zum Kaufpreis in Héhe von
240.000,00 EURO (300 Euro/gm) an den Bieter 4002 verauBert.

3. Die Verwaltung wird beauftragt mit dem Bieter in der weiteren Ausarbeitung der
vorgelegten Planungsidee eine héhere Ubereinstimmung des vorgelegten Baukonzepts
mit dem stadtebaulichen Rahmenplan ,Wohnpark Am Ebenberg” und der
dazugehoérigen Gestaltungsfibel ,,Wohnpark Am Ebenberg” abzustimmen.

4. Die Verwaltung / DSK wird beauftragt den Kaufvertrag vorzubereiten und
abzuschlieBen.
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Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Stid” - Auswahlverfahren
zur GrundsticksverauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg” (Ausschreibung 2017):
VerauBerung der Baufelder 25a (Panzerhalle) und 25¢

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 5. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Sitzungsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 22.03.2018 auf, auf welche verwiesen wird, und betonte den
thematischen Zusammenhang zu den vorherigen Tagesordnungspunkten 3 und 4 sowie
dem folgenden Tagesordnungspunkt 6.

Die Diskussion Uber das Auswahlverfahren fand zu Beginn des Tagesordnungspunktes 3
statt. Bei der Betrachtung und Bewertung der Konzepte, war es der Jury wichtig, das
~Raumerlebnis” der Panzerhalle beizubehalten. Die Konstruktion sollte zudem sichtbar
bleiben, so Herr Prof. Wachten.

Ratsmitglied Herr Eisold freute sich, dass sich der Einsatz fur den Erhalt der Panzerhalle
gelohnt habe.

Ratsmitglied Herr Schmitt werde sich bei der Abstimmung enthalten, da der zweitbeste
Bieter den Zuschlag erhalten wiirde.

Ratsmitglied Herr Lichtenthaler erinnerte daran, dass man sich auf das Prozedere (hier:
Bewertungsmethodik) geeinigt habe. Die Konzepte der erst- und zweitplatzierten
Bieter seien nicht weit voneinander entfernt. Auch Herr Lichtenthaler hatte gerne dem
besten Konzept den Zuschlag gegeben, dennoch war er davon Uberzeugt, nicht vom
Weg abzuweichen und sich an die festgelegte Vorgehensweise zu halten.

Der Bauausschuss empfahl dem Stadtrat einstimmig, den nachfolgenden
Beschlussvorschlagen zuzustimmen.

1. Das Angebot des Bieters 5002 fir die Baufelder 25a und 25¢, im Einzelnen bestehend
aus der Bietererklarung, dem Kaufpreisangebot und dem Bebauungskonzept, wird
angenommen. (Hinweis: Die Bietererkldrung wird im Stadtrat bekannt gegeben)

2. Die Baufelder mit einer GesamtgréBe von ca. 5.607 m2 werden zum Kaufpreis in
Hohe von 1.860.000,00 EURO (332 Euro/gm) an den Bieter 5002 verauBert.

3. Die Verwaltung wird beauftragt mit dem Bieter eine héhere Ubereinstimmung des
vorgelegten Baukonzepts mit dem stadtebaulichen Rahmenplan ,Wohnpark Am
Ebenberg” und der dazugehérigen Gestaltungsfibel ,Wohnpark Am Ebenberg”
abzustimmen.

4. Die Verwaltung / DSK wird beauftragt den Kaufvertrag vorzubereiten und
abzuschlieBen.

5. Die Verwaltung wird im Falle eines Scheiterns des Projekts des erstplatzierten Bieters
5002 beauftragt, in Verhandlung mit dem Zweitplatzierten Bieter 5003 einzutreten und
den Gremien einen Vergabevorschlag vorzulegen.
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Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme ,Konversion Landau Stid” - Auswahlverfahren
zur GrundsticksverauBerung im ,Wohnpark Am Ebenberg” (Ausschreibung 2017):
VerauBerung des Baufeldes 26d

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 6. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Sitzungsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 11.04.2018 auf, auf welche verwiesen wird, und wies auf den
thematischen Zusammenhang zu den vorherigen Tagesordnungspunkten 3, 4 und 5 hin.

Die Diskussion Uber das Auswahlverfahren fand zu Beginn des Tagesordnungspunktes 3
statt. Zum Baufeld 26d gab es keinen weiteren Klarungsbedarf.

Der Bauausschuss empfahl daraufhin dem Stadtrat einstimmig, den nachfolgenden
Beschlussvorschlagen zuzustimmen.

1. Das Angebot des Bieters 6003 flur das Baufeld 26d, im Einzelnen bestehend aus der
Bietererklarung, dem Kaufpreisangebot und dem Bebauungskonzept, wird
angenommen. (Hinweis: Die Bietererkldrung wird im Stadtrat bekannt gegeben.)

2. Das Baufeld mit einer GréBe von ca. 2.132 m2 wird zum Kaufpreis in Hohe von
715.200 Euro (335,46 Euro/qgm) an den Bieter 6003 verauBert.

3. Die Verwaltung wird beauftragt mit dem Bieter eine hdhere Ubereinstimmung des
vorgelegten Baukonzepts mit dem stadtebaulichen Rahmenplan ,Wohnpark Am
Ebenberg” und der dazugehérigen Gestaltungsfibel ,Wohnpark Am Ebenberg”
abzustimmen und die Wohnqualitdat in den geplanten Gebaduden z.B. durch die
Optimierung von Grundrissen zu erhdéhen.

4. Die Verwaltung / DSK wird beauftragt den Kaufvertrag vorzubereiten und
abzuschlieBen.

5. Die Verwaltung wird im Falle eines Scheiterns der Verhandlungen mit dem
erstplatzierten Bieter im Hinblick auf die unter 3. erwdhnten und in der Jurybeurteilung
formulierten  Optimierungsgebote  beauftragt, in  Verhandlung mit dem
Zweitplatzierten Bieter 6004 einzutreten und den Gremien einen Vergabevorschlag
vorzulegen.
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Initiative "Landau baut Zukunft", Besonderes Vorkaufsrecht gem. § 25 Abs. 1 Nr. 2
Baugesetzbuch (BauGB) im Geltungsbereich der Vorbereitenden Untersuchungen gem.
§ 165 Abs. 4 i.V. m. §§ 137 - 141 Baugesetzbuch (BauGB) ftir zwei Bereiche im Westen
der Kernstadt Landau

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 7. (6ffentlich)

Der Vorsitzende leitete in die Sitzungsvorlage der Projektgruppe ,Landau baut
Zukunft” vom 04.04.2018 ein, auf welche verwiesen wird. Er Gbergab im Anschluss das
Wort an Herrn Schneider.

Herr Schneider erldauterte zunachst den Anlass und die Ziele des beabsichtigten
.Besonderen Vorkaufsrechts”. Im Bereich von sogenannten ,Vorbereitenden
Untersuchungen” sei die Anwendung des Vorkaufrechts méglich. Es gehe letztlich
darum, das ,Zepter in der Hand” zu behalten und neben den ,Vorbereitenden
Untersuchungen” (VU) ein weiteres planungsrechtliches Instrument zur Steuerung der
wohnbaulichen Entwicklung der beiden Bereiche im Westen der Kernstadt Landaus zu
erhalten.

Des Weiteren ging Herr Schneider auf ein vorliegendes Schreiben der Biirgerinitiative
(BI) ,Landauer bauen Zukunft” ein, welches die Ergebnisse eines von der BI
beauftragten Rechtsgutachten zu den Vorbereitenden Untersuchungen zusammenfasst.
Herr Schneider bekraftigte, dass die Stadtverwaltung im Vorfeld der Vorbereitenden
Untersuchungen gepraft habe, welche Planungsinstrumente fir die beabsichtigte
Entwicklung geeignet seien. Ferner sei eine juristische Bewertung des Schreibens der Bl
nicht moéglich, da nur ein sehr kurzer Auszug des Gutachtens vorgelegt wurde und
insbesondere die Begrindungen fur die getatigten Aussagen somit nicht
nachvollziehbar seien. Im Kern kénne aber festgehalten werden, dass die wesentlichen
Kritikpunkte des Schreibens widerlegt werden kdénnten. Konkret betreffe dies zum
einen die raumlich getrennte Entwicklung von Teilbereichen. Zum anderen werde der
Regionalplan aktuell fortgeschrieben und der Flachennutzungsplan (FNP) neu
aufgestellt, so dass die beabsichtigten Entwicklungen dort berlcksichtigt werden
kénnen. Gegenwartig sei allen bewusst, dass die Entwicklung noch nicht vom
Regionalplan und vom FNP abgedeckt sei. Zum Verfahren der ,Vorbereitenden
Untersuchungen” selbst erklarte Herr Schneider, dass im Rahmen der VU erst geprift
werde, ob eine EntwicklungsmaBnahme notwendig sei oder andere
Planungsinstrumente die Durchfihrung gewahrleisten. Hierlber sei zu gegebener Zeit
zu entscheiden.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl fand, dass zuerst Schritt B vor Schritt A gesetzt werde. Fir sie
sei der Widerspruch zum gultigen Regionalplan ein ernstes Argument, auch weil man
sich gerade erst in der Vorbereitung zur Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes
befande. Sie hinterfragte den Zeitpunkt der Ausiibung des Besonderen Vorkaufrechtes.
Sei dieser richtig gewahlt? Des Weiteren stand Frau Dr. Migl der getrennten
Entwicklung der beiden Gebiete skeptisch gegenlber. lhr war wichtig, auch
naturschutzrechtliche Bedenken ernstzunehmen. Sie kénne letztendlich die Kritik der
Burgerinitiative sehr gut nachvollziehen.

Ratsmitglied Herr Lichtenthdler teilte mit, dass er gegen die Beschlussvorlage stimmen
werde. Insbesondere wegen der Herangehensweise. Herr Lichtenthdler erganzte Frau
Dr. Migl, in dem er sagte, dass die Aussagen der Burgerinitiative nicht unproblematisch
seien. In § 25 BauGB gebe es eine weiche Formulierung. Im GroBen und Ganzen wirden
Diskrepanzen entstehen. Herr Schneider nahm Bezug auf Herrn Lichtenthalers
Wortmeldung und betonte, dass die Vorbereitenden Untersuchungen eine




Stadt Landau in der Pfalz
L4

}3*!.

¥
Prafungsphase sei. Hier sei auch die Verkaufsbereitschaft der Grundstiickseigentiimer
zu bewerten. Herr Schneider ging auBerdem auf den § 25 BauGB ein und verwies auf
die in Kommentierungen enthaltenen Erlauterungen, welche die Zulassigkeit des
Vorkaufrechts untermauerten. Dariber hinaus sei im Rahmen einer VU eine
regionalplanerische Darstellung einer wohnbaulichen Entwicklung zunachst nicht
notwendig. Bis zu einem maoglichen Beschluss einer Entwicklungssatzung musste diese
jedoch vorhanden sein.

Herr Kamplade ging erganzend auf das Instrument der Vorbereitenden
Untersuchungen ein. Ziel der Stadt sei, die Flachen fir eine wohnbauliche Entwicklung
zu erwerben. Die Bereitstellung von Flachen fir die Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum gehoére zur Daseinsvorsage und sei somit elementarer Bestandteil einer
verantwortungsbewussten Stadtentwicklungspolitik.

Ratsmitglied Herr Eisold hielt es flar unblich, dass der Hauptausschuss vor dem
Bauausschuss tagte. Dies sei nicht ideal.

Herr Eisold stellte zudem noch mehrere Fragen: Was passiere, wenn Grundstlcke
gekauft wurden und es dann doch keine bauliche Entwicklung gebe? Hatte dann der
Verkaufer ein Recht auf den Rickkauf seines ehemaligen Grundstiickes? Wirde es mit
dem vorliegenden Beschlussvorschlag eine Zusammenfihrung von Baugebieten geben?
Herr Kamplade antwortete, dass der Zweck des Erwerbs der Grundsticke eine
Bebauung sei. Hinsichtlich der Zusammenfihrung der Baugebiete erklarte Herr
Kamplade, dass im Rahmen der Bauleitplanung Uber Baugebiete entschieden werden
kénne. Es gehe letztendlich um eine adaquate Wohnraumversorgung — was allerdings
nicht zwingend sozialer Mietwohnungsbau bedeuten wirde.

Ratsmitglied Herr Freiermuth hatte es gut gefunden, wenn das Gutachten, auf das sich
das Schreiben der Burgerinitiative bezogen hatte, zur Verfligung gestellt worden ware.
Er betonte zudem, dass er keine Spekulationen anregen wolle und auf demokratische
Entscheidungen setze.

Der Bauausschuss empfahl daraufhin dem Stadtrat mehrheitlich bei vier Gegenstimmen
und zwei Enthaltungen, den nachgenannten Beschlussvorschlagen zuzustimmen.

1. Der Stadtrat beschlieBt gem. § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) fir den
Geltungsbereich der Vorbereitenden Untersuchungen fir zwei Bereiche im
Westen der Kernstadt Landau

a. ,Westlich Hagenauer StraBe/ Kolmarer StraBe” (westlich der Wollmesheimer
Hohe in Verlangerung der Hagenauer Straf8e und der Kolmarer StraBe) und
b. ,Sudlich Wollmesheimer StraBe” (stidlich der Wollmesheimer StraBe, noérdlich
des Birnbachs, westlich der LazarettstraBe und Raimund-Huber-Straf3e)
eine Vorkaufssatzung gem. der Anlage

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Satzung auszufertigen und gem. § 25 Abs. 1
Nr. 2 Satz 2 BauGB i. V. m. § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 5 BauGB ortsublich bekannt zu
machen.
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Durchfihrung eines stadtebaulichen Realisierungswettbewerbs zum
Bebauungsplangebiet ,D12, Gewerbepark Messegelande-Sidost”

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 8. (6ffentlich)

Der Vorsitzende leitete in die Sitzungsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 04.04.2018 ein, auf welche verwiesen wird, und hielt es an der
Zeit, den ,Prozess auf den Weg zu bringen”.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl informierte dariber, dass sie - wie bereits in der
Hauptausschusssitzung vom 10.04.2018 mitgeteilt - gegen den Wettbewerb stimmen
werde. Ein Ankauf der Grundsticksflachen wirde beispielsweise eine erneute
Umsiedlung einzelner Betriebe bedeuten, was sie nicht beflirworten kénne.

Der Bauausschuss empfahl daraufhin dem Stadtrat mehrheitlich bei zwei
Gegenstimmen, den nachgenannten Beschlussvorschlagen zuzustimmen.

1. Die Verwaltung wird beauftragt, einen stadtebaulichen Realisierungswettbewerb
far das Bebauungsplangebiet ,D12, Gewerbepark Messegelande-Sidost” gemafl
der Richtlinie fur Planungswettbewerbe 2013 (RPW 2013) durchzufihren.

2. Die fur die Wettbewerbsbetreuung und die Aufwandsentschadigungen der
Preisrichter erforderlichen Mittel in H6he von 75.000 Euro werden im Vorgriff auf
den Nachtragshaushalt 2018 freigegeben.
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Bebauungsplan ,D 6, Neuaufstellung, Teilbereich 1, 1. Teildanderung”,
Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 9. (6ffentlich)

Der Vorsitzende leitete in die Sitzungsvorlage der Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung vom 26.03.2018, auf welche verwiesen wird, ein.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl erklarte, dass sie sich bei der Beschlussfassung enthalten
werde, da sie kurzfristig fir Ratsmitglied Herrn Wagner als Vertreterin einsprang und
sich nicht ausreichend vorbereiten und informieren konnte.

Der Bauausschuss empfahl daraufhin dem Stadtrat einstimmig bei einer Enthaltung,
den nachgenannten Beschlussvorschlagen zuzustimmen.

1. GemaB § 1 Abs. 7 BauGB werden die im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung
der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaBB § 4 Abs. 1
BauGB eingegangenen Stellungnahmen zur Vorentwurfsfassung des
Bebauungsplans ,D 6, Neuaufstellung, Teilbereich 1, 1. Teildnderung”
entsprechend den in der als Anlage beigefligten Synopse vom November 2017
niedergelegten Abwagungsvorschlagen der Verwaltung abgewogen. Die
Synopse ist Bestandteil dieses Beschlusses (Anlage 2).

2. GemalB § 1 Abs. 7 BauGB werden die im Rahmen der Beteiligung der Behérden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachten
Stellungnahmen zur Entwurfsfassung des Bebauungsplans ,,D 6, Neuaufstellung,
Teilbereich 1, 1. Teilanderung” gemaB den Abwagungsvorschlagen der
beigeflgten Synopse vom Februar 2018 abgewogen. Die Synopse ist Bestandteil
dieses Beschlusses (Anlage 3).

3. Der Bebauungsplan ,D 6, Neuaufstellung, Teilbereich 1, 1. Teildanderung”
(Planzeichnung und Textfestsetzungen, Anlage 1.1 und 1.2) wird gem. § 10 Abs.
1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom November 2017 als Satzung
beschlossen und die Begriindung (Anlage 1.3) gebilligt.
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Wohnungsmarktbeobachtungen Landau, Monitoring-Bericht I, Marz 2018

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 10. (6ffentlich)

Mit den Worten ,Landau wachst schneller als gedacht” leitete der Vorsitzende in die
Informationsvorlage der Abteilung Vermessung und Geoinformation vom 03.04.2018
ein, welche der Niederschrift als Anlage beigefligt ist. Er bat die Ratsmitglieder darum,
die Inhalte der Prasentation und Informationsvorlage zu verinnerlichen, denn sie wirde
beweisen, dass seitens der Stadt Landau gehandelt werden musse. Laut INWIS-Studie
wurde vor wenigen Jahren fir die Stadt Landau im Jahr 2030 eine Bevdlkerungszahl
von 47.400 Menschen prognostiziert. Diese Bevdlkerungszahl wurde nun beinahe schon
im Jahr 2018 erreicht. Die Schaffung von Wohnraum sei hierbei eine wichtige Aufgabe
der Stadt und spiegle sich in der Ausweisung von neuen Wohngebieten sowie der
Nachverdichtung in der Innenstadt wider. Der Vorsitzende Ubergab das Wort an Herrn
Kamplade, der einen Vortrag zur Wohnungsmarktbeobachtung halten werde.

Herr Kamplade sprach von beeindruckenden Zahlen, die ermittelt wurden. Gleichzeitig
erinnerte er daran, dass Prognosen nur bedingt verlasslich seien. So sei beispielsweise
eine Zuzugswelle durch die Fluchtlingskrise im Jahr 2015 nicht vorhersehbar gewesen.
Des Weiteren nahm Herr Kamplade Bezug auf die Altersstrukturen, den
Wanderungssaldo und die Geburtenrate. Die derzeit hohe Geburtenrate wirde sich
beispielsweise langerfristig auf die Entwicklung von Kinderbetreuungsangeboten
auswirken. Landau sei nach Mainz die Stadt mit dem héchsten Bevdlkerungszuwachs
(7,1 %) in Rheinland-Pfalz, so Herr Kamplade. Des Weiteren veranschaulichte Herr
Kamplade anhand einer Grafik den ,Bevdlkerungsaustausch” innerhalb Deutschlands.
Die meisten Personen wirden aus dem benachbarten Bundesland Baden-Wirttemberg
zuziehen. Innerhalb von Rheinland-Pfalz kdmen die meisten Personen aus dem
Landkreis Germersheim sowie den Stadten Speyer und Neustadt an der WeinstraBe.

Der demografische Wandel wirde zudem z.B. auch Themen, welche in der
Projektgruppe ,Landau baut Zukunft” angesiedelt seien, umfassen. Zuletzt ging Herr
Kamplade auf die Erkenntnisse aus dem Monitoring-Bericht ein, welche sich mitunter in
verschiedenen MaBnahmen wiederfinden wirden. Herr Kamplade betonte
ausdrucklich, die Wohnraumschaffung forcieren zu muissen. Dabei solle die Innen- vor
der AuBenentwicklung stehen. Er nannte Projekte wie ,Kommune der Zukunft” oder
die Grindung einer stadtischen Wohnungsbaugesellschaft, welche zur geplanten
Entwicklung beitragen wirden. Auch die Anwendung von Vergaberichtlinien (z.B.
Quotierungsrichtlinie fur sozialen Wohnungsbau) gehére dazu. Herr Kamplade
verdeutlichte auBerdem die Wichtigkeit des kommunalen Zwischenerwerbs von
Grundstlicken und die Anwendung des Wertsteigerungsausgleiches fur die Stadtdorfer.
Dies bedeute, dass ein Teil der planungsbedingten Bodenwertsteigerungen wieder in
die Innenentwicklung der Stadtdoérfer zurtickflieBen und somit zu einer erfolgreichen
Wohnraumstrategie beitragen kénne.

Der Vorsitzende dankte Herrn Kamplade fir den bemerkenswerten Input. Auch er
betonte die enorme Wichtigkeit der Schaffung von Wohnraum und pladierte fir den
kommunalen Zwischenerwerb von Baugrundstiicken, da sonst die ,Preise durch die
Decke” gehen kénnten. Er erinnerte in diesem Zusammenhang auch an die
Sozialpflichtigkeit des Eigentums, welche die Anwendung der unterschiedlichen
bodenpolitischen Instrumentarien rechtfertige
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Ratsmitglied Frau Dr. Migl interessierte sich dafitr, ob bei den Wohnbauprojekten der
letzten drei Jahre Erkenntnisse Uber die soziale Zusammensetzung der neuen Bewohner

vorlagen. Herr Kamplade erklarte, dass dies momentan noch nicht auswertbar sei und
auf der Agenda fur den nachsten Monitoringbericht stehen wirde.

Ratsmitglied Herr Maier zeigte sich zwar erfreut Uber die vorgestellten Zahlen
hinsichtlich des Bevodlkerungswachstums, warnte aber direkt vor Problemen fir die
Stadt, welche damit einhergehen werden. Die ,Einwohnerverluste” an den Landkreis
Sudliche WeinstraBBe begriindete er damit, dass meist junge Familien sich dort ansiedeln
wirden, da sie in Landau keinen Wohnraum fanden. Interessehalber hatte er am Tag
der hiesigen Bauausschusssitzung den Immobilienteil der Tageszeitung ,Die
Rheinpfalz” angeschaut und zeigte sich erstaunt Gber das geringe Angebot. Zuletzt war
ihm wichtig zu erwahnen, dass die Entwicklung der Bevélkerung und somit der Stadt
beherrschbar sein sollte.

Ratsmitglied Herr Freiermuth nahm Bezug auf die umstrittene INWIS-Studie, die in der
oberen Variante bis zum Jahr 2030 ein Bevélkerungswachstum von 10 % vorhersagte -
jetzt habe Landau bereits ein Wachstum von 7 % erreicht. Die Annahmen der Studie
wurden weit Ubertroffen. Wie auch sein Vorredner Herr Maier, musste Herr Freiermuth
feststellen, dass es kaum Miet- oder Kaufgebote auf dem Markt gebe. Die Entwicklung
der Stadt hinsichtlich der Einwohnerzahl sei beinahe schon zu ,,stiirmisch”. Dennoch sei
ihm bewusst, dass man die ,Tur nicht zuschlieBen” kdénne.

Ratsmitglied Herr Eisold fand es schén, dass es einen Zuzug in die Stadt Landau gebe.
Aber welche Steuerungsmoéglichkeit hatte die Stadt? Kénnte der Zuzug nur mit der
Schaffung von Wohnraum bewaltigt werden? Herr Eisold interessierte sich dafir, ob
vermehrt Pendler nach Landau ziehen wirden, da diese automatisch eine hdhere
Verkehrsbelastung mitverursachen kénnten. Wann sei hier eine kritische GroBe fur die
stadtische Infrastruktur erreicht?

Ratsmitglied Herr Lichtenthaler konnte beim Durchschauen der Sitzungsunterlagen
nicht so groBe Differenzen zwischen Zu- und Wegziigen vom / zum Kreis SUW
erkennen. Herr Lichtenthaler nannte noch abschlieBend ein Praxisbeispiel, das er als
Anregung einbringen wollte: Die Stadt Frankfurt am Main investiere in die
wohnbauliche Entwicklung der nahegelegenen Stadt Offenbach am Main. Dies kdnnte
zum Beispiel auch eine Uberlegung fur die Stadt Landau sein, in die umliegenden
Gemeinden zu investieren und Wohnungsbau zu betreiben.

Ratsmitglied Herr Lerch sah in Verbindung mit den hohen Zuzugszahlen eine positive
Entwicklung und schlussfolgerte daraus eine steigende Attraktivitat der Stadt.

Herr Kamplade ging auf die von Herrn Eisold gestellten Fragen ein. Dem Wegzug von
jungen Familien kénnte kein ,Muster” auferlegt werden, es gabe zu verschiedene
Beweggrinde. Zudem konnte festgestellt werden, dass die Zahl von ,Einpendlern”
zunehme. Die Zahl der ,Auspendler” nehme hingegen ab.

Ein unbegrenztes Wachstum der Stadt sei nicht moéglich. Es sei schlieBlich klar, dass nicht
jeder Weinberg zugebaut werden koénne. Hinsichtlich der Steuerungsmdglichkeiten
verwies Herr Kamplade auf die Ausweisung von Flachen far gewerbliche und
wohnbauliche Nutzung sowie die Konzeptvergaben.

Zu guter Letzt richtete Herr Kamplade seinen Blick auf die Stadtdorfer. Diese kénnen im
richtigen MaBB Neublrgerinnen und Neublrger aufnehmen und somit fir ein gesundes
Wachstum sorgen. Seit Jahren wurden in den Stadtdérfern keine Neubaugebiete mehr



Stadt Landau in der Pfalz

%‘@

ausgewiesen, was nun als Aufgabe wieder anstehe. Hinzu kame die SchlieBung von
Baullicken in der Innenstadt (Stichwort: Nachverdichtung).

Da sich keine weiteren Wortmeldungen abzeichneten, erklarte der Vorsitzende die
Informationsvorlage als zur Kenntnis genommen.
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Bauvoranfrage zum Umbau und Erweiterung der bestehenden Mensa einschlieBlich der
Kiche in vier Bauabschnitten auf dem Gelande der Universitat in Landau i. d. Pfalz

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 11. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Sitzungsvorlage der Bauordnungsabteilung vom 22.03.2018
auf, welche der Niederschrift als Anlage beigefluigt ist, und erwahnte, dass ,Studierende
verpflegt sein wollen”.

Zuvor erklarte Ratsmitglied Herr Eisold seine Befangenheit gem. § 22
Gemeindeordnung (GemO), weshalb er in dem fur Zuhoérer bestimmten Teil des
Sitzungsraums Platz nahm.

Seitens der Bauausschussmitglieder gab es keine Ruckfragen und Wortmeldungen, so
dass der Bauausschuss einstimmig unter Berlcksichtigung einer Befangenheit den
nachfolgenden Beschlussvorschlag beschlieBen konnte.

Der Bauausschuss stimmt dem Vorhaben einschlieBlich der beantragten Befreiung von
den Festsetzungen des Bebauungsplanes C 18 hinsichtlich der Bebauung auBerhalb der
Uberbaubaren Grundsticksflache zu.
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Bauvoranfrage zur Errichtung eines Doppelhauses, eines Einfamilienhauses und drei
Garagen mit Abstellrdumen auf dem Flursttck Nr. 190 in Wollmesheim

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 12. (6ffentlich)

Der Vorsitzende leitete in die Sitzungsvorlage der Bauordnungsabteilung vom
27.03.2018 ein, welche der Niederschrift als Anlage beigefligt ist, und betonte, dass mit
der Beschlussfassung eine MaBnahme der Innenentwicklung méglich gemacht werden
sollte.

Der Bauausschuss beschloss im Anschluss einstimmig den nachfolgenden
Beschlussvorschlag.

Der Bauausschuss stimmt dem Vorhaben einschlieBlich der beantragten Abweichung
von den Festsetzungen der Satzung Uber die duBere Gestaltung baulicher Anlagen zum
Schutze der Ortskerne der Stadtteile der Stadt Landau hinsichtlich der Dachneigung und
den Fensterformate zu
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Abbruch des bestehenden Gebadudes auf dem Grundstiick GeiBelgasse FI.Nr. 228 in
Landau-NuBdorf und Neubau eines Gaststattengebdudes

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 13. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Informationsvorlage der Bauordnungsabteilung vom
10.04.2018 auf, welche der Niederschrift als Anlage beigeflgt ist. Es gehe in der
hiesigen Bauausschusssitzung nicht darum, das Thema in allen Nuancen zu besprechen -
weshalb es sich auch nur um eine Informationsvorlage handele. Herr Kamplade wurde
um weitere Erlauterungen gebeten.

Herr Kamplade betonte, dass aus der vorliegenden Informationsvorlage eindeutig eine
mogliche Prazedenzwirkung fur alle Ortsteile hervorgehe. In der Ortsbeiratssitzung vom
16.04.2018 gab es ein durchweg positives Votum fir das vorgelegte Konzept, welches
aber nicht zur Genehmigungsfahigkeit des Vorhabens fihre. Herr Kamplade zeigte sich
froh, dass sich seitens des Antragstellers im Hinblick auf die Gestaltung des Daches
~€twas bewegen” wirde. Nun gehe es darum, das eingereichte Konzept zu besprechen
und eine héhere Ubereinstimmung mit der Gestaltungssatzung zu erreichen.

Ratsmitglied Herr Eichhorn stellte den Antrag, das Wort an Herrn Sé6gding in seiner
Funktion als Ortsvorsteher von NuBdorf zu geben. Dem Antrag wurde stattgegeben.

Herr S6gding berichtete, dass es im Ortsbeirat eine angeregte Diskussion gab und das
Thema ,fehlende Gastronomie” die héchste Prioritat innehatte. Dies sei auch schon bei
dem Modellprojekt ,Kommune der Zukunft” erarbeitet worden. Das eingereichte
Konzept mit Satteldach sei nicht zufriedenstellend. Gleichzeitig gebe es AuBerungen
des Antragstellers, dass auch eine Ansiedlung im AuBenbereich nicht ausgeschlossen
werde.

Zu guter Letzt erwahnte Herr S6gding, dass sich der Ortsbeirat die notwendigen
Befreiungen, beispielsweise von der Gestaltungssatzung, vorstellen kénne, da die
Baukorper untergeordnet seien.

Ratsmitglied Herr Eichhorn nannte die Ansiedlung einer Gastronomie als vordringliches
Bedurfnis der NuBdorfer Birgerinnen und Buirger. In NuBdorf gebe es 135 Betten, was
etwa 1/5 aller Belegungsbetten im Stadtbereich Landau entspreche. Viele Touristen
hatten allerdings im Ort keine Einkehrmdglichkeit. Dies sei ein ernstzunehmendes
Problem. Herr Eichhorn &auBerte daher den Wunsch, mit dem Bauherrn einen
Kompromiss zu finden.

Ratsmitglied Herr Freiermuth forderte mehr Mut seitens der Verwaltung. SchlieBlich
gehe es um eine Ausnahme. Andernorts wirden auBerdem moderne Vinotheken fur
~optische Highlights” sorgen.

Ratsmitglied Herr Maier fand das Bauvorhaben gut und betonte, dass die Entscheidung
dem Ortsbeirat sowie dem Ortsvorsteher Uberlassen sein sollte. Herr Maier hoffe nun
auf eine Losung und drucke hierfir die Daumen.

Herr Kamplade nahm Bezug auf Herrn Freiermuths Wortmeldung und erinnerte daran,
dass man sich in einem Rechtsstaat befinde und es Vorschriften gebe, an die es sich zu
halten gelte. Die Gestaltungssatzung wurde auBerdem vom Stadtrat seinerzeit
verabschiedet und beschlossen. Somit hatte eine Ablehnung bzw. ein Negativbescheid
nichts mit ,Mut” zu tun. Herr Kamplade warnte viel mehr davor, ein ,Fass”
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aufzumachen. Andere Bauherren kénnten die gleichen Forderungen stellen - auch
rackwirkend.
Damit wirde die politisch stets gewollte Bewahrung des Ortsbildes eines typischen
sidpfalzischen Weindorfes gefahrdet werden, weshalb der Rat sich gut Uberlegen
musse, geltende Bauvorschriften zu lockern.
In vielen Punkten gebe Herr Kamplade Herrn S6gding Recht. Leider sei das vorgelegte
Konzept nicht als ,Hingucker” zu werten und ,modern” sei auch nicht gleichbedeutend
mit ,Flachdach” zu sehen. Fir Herrn Kamplade sei ein moderner Gestaltungsentwurf,
der die Formensprache und Materialitat des Dorfes aufnehme, die Zielsetzung. Ihm war
letztendlich bewusst, dass eine Gastronomie in NuBdorf nétig sei. Vielleicht gelinge es
mit der angedachten Mehrfachbeauftragung, dieses Ziel zu erreichen.

Seitens der Bauausschussmitglieder gab es keine weiteren Wortmeldungen, so dass der
Vorsitzende die Informationsvorlage als zur Kenntnis genommen erklarte.
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Zwischenbericht zum Mobilitdtskonzept: Ausweisung von Vorrangnetzen

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 14. (6ffentlich)

In der EinfUhrung in die Sitzungsvorlage der Abteilung Mobilitdt und
Verkehrsinfrastruktur vom 28.03.2018, welche der Niederschrift als Anlage beigefugt ist,
beschrieb der Vorsitzende die Ausweisung von Vorrangnetzen als folgerichtigen Schritt
des bisherigen Weges. Der Vorsitzende bat im Anschluss Herrn Bernhard um weitere
Erlduterungen.

Herr Bernhard berichtete, dass die Vorrangnetze bereits ausgiebig im Arbeitskreis
Verkehr diskutiert und behandelt wurden. Nun gehe es im Bauausschuss darum, mit
den Vorrangnetzen eine Grundlage fur konkrete Planungen zu schaffen. Verkehre
sollen vertraglich miteinander abgewickelt werden. Wo mdglich, geschieht dies
zusammen im Verkehrsraum. In Bereichen, wo der Platz fehle, werde es Alternativwege
geben. Herr Bernhard nannte verschiedene Beispiele. So sei der Westring, welcher fur
Kfz-Verkehr geeignet sei, schwer far den Radverkehr auszulegen. Die WaffenstraBBe
kénnte hingegen fur den vorrangigen Radverkehr ausgerichtet werden. Auch nannte
Herr Bernhard die RheinstraBe als hochst belastete Kfz-StraBe, so dass auch diese in
Zukunft fur den Kfz-Verkehr vorrangig sein sollte. Fir den Radverkehr kénnte sich dann
die GlacisstraBBe als Alternative eignen.

Herr Bernhard betonte, dass keine Verbote ausgesprochen werden. Alle Verkehre
kénnen wie bisher alle Wege nutzen.

Zu guter Letzt betonte Herr Bernhard, dass nun die Planungskonzeption ,mit Leben
gefullt” werden sollte. Zunachst werde eine Prioritatenliste erarbeitet, in welche auch
Umwelt-, Wirtschafts- und Gesellschaftsaspekte einflieBen sollen. Dann sei die
MaBnahmenumsetzung letztlich von den verfliigbaren Haushaltsmitteln abhangig.

Ratsmitglied Herr Lerch hatte eine Frage zum Fachbeirat Mobilitdt und dessen
Kompetenzen, Aufgaben und Teilnehmer. Der Vorsitzende zeigte sich verwundert tGber
Herrn Lerchs Frage, da der Fachbeirat bereits sechsmal tagte und alle Fraktionen sowie
zahlreiche Verbande vertreten seien. Der Vorsitzende erklarte, dass der Fachbeirat
Mobilitat weiterhin aktiv sei — bis das Mobilitatskonzept der Stadt Landau erstellt sein
wird. Herr Lerch bat den Vorsitzenden um Ubersendung der Teilnehmerliste und
Informationen Uber die formale Zusammensetzung. Der Vorsitzende sagte ihm die
Ubersendung zu, bat allerdings auch darum, dass sich Herr Lerch mit seiner Fraktion
intern austauschen solle.

Weiterhin fragte Herr Lerch, ob Tempo-50 nur noch in der RheinstraBe méglich sein
werde. Herr Bernhard zeigte daraufhin anhand einer Grafik die Strecken mit Tempo-50-
Festlegung und erklarte, dass Tempo-30 in anderen StraBen punktuell méglich sein
kénnte. Es gebe hierfir jedoch keinen Automatismus.

Ratsmitglied Herr Maier signalisierte seine Zustimmung.

Ratsmitglied Herr Lichtenthaler verdeutlichte, dass die Ausweisung von Vorrangnetzen
im Arbeitskreis Verkehr beredet wurde. Der Fachbeirat habe dafir viele Stunden
investiert und auch Workshops initiiert. Nun gehe es darum, die MaBBnahmen
umzusetzen, die in den Arbeitskreis-Sitzungen und den Workshops besprochen und
herausgearbeitet wurden. Herr Lichtenthdler betonte, dass es gelingen musse,
attraktive Routen, welche in die Innenstadt fihren, auszuweisen, zu bauen und zu
ermdglichen. Er sprach hier vom ,,Charme der inneren Ringe”. Denn erst dann gebe es
eine Akzeptanz bei den Radverkehrsteilnehmern, dass diese die HauptverkehrsstraBen
zuklnftig nicht mehr benutzen. Herrn Lichtenthaler war in diesem Zusammenhang
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auch der Ausbau der Fahrradinfrastruktur wichtig zu erwdhnen. Herr Lichtenthaler
signalisierte zwar letztendlich seine Zustimmung zur Beschlussvorlage, duBerte sich
allerdings skeptisch, ob die geplanten MaBnahmen beispielsweise im Bereich der
Schlésselkreuzung realisierbar seien. Gleichzeitig machte er die Ansage, dass wenn die
Umsetzungen der MaBnahmen nicht gelingen wirden, er dann sich an die Spitze einer
Initiative setze um diese voranzutreiben und auch die Attraktivitat des motorisierten
Individualverkehrs zu reduzieren.

Ratsmitglied Herr Freiermuth begriBte das Konzept und hielt es flir eine
~Anerkennung der Realitat”. Niemand wolle motorisierten Verkehr aber dennoch sei
dieser vorhanden. Es gehe darum, den Verkehr nun in die richtigen Bahnen zu lenken.
Die Ausweisung von Vorrangnetzen finde er gut und verwies in diesem Zusammenhang
auf den hohen Stellenwert des Autos. Vielleicht sei dies in zwanzig Jahren anders.
Zuletzt erinnerte Herr Freiermuth daran, dass die Vorrangnetze nicht konfliktfrei
verlaufen werden.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl hielt die vorgelegte Ausarbeitung nicht fir konsequent
genug. Man zucke regelrecht zurick und verbanne den Radverkehr auf NebenstraBBen.
Die RheinstraBe ware beispielsweise breit genug, um auch fir den Radverkehr
ausgelegt zu werden. Daher werde sie gegen die Beschlussvorlage stimmen. Sie finde
die Arbeit des Fachbeirates dennoch bemerkenswert.

Ratsmitglied Frau HeB kam =zurlck auf die GlacisstraBe, die fir den Radverkehr
vorrangig ausgelegt werden soll. Letztendlich sei diese eine Verlangerung der
RheinstralBBe, da die GlacisstraBe dort endet, wo die RheinstraBe beginnt.

Der Bauausschuss beschloss mehrheitlich bei einer Gegenstimme den nachfolgenden
Beschlussvorschlag.

Den geplanten Vorrangnetzen fir alle Verkehrstrager wird zugestimmt. Bei
zukUnftigen Veranderungen des Verkehrsnetzes sowie bei kinftigen stadtebaulichen
Entwicklungen werden bei Bedarf in einem fortlaufenden Prozess die Vorrangnetze
geprift und falls erforderlich angepasst.
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Zwischenbericht zum Larmaktionsplan, LairmminderungsmaBnahmen

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 15. (6ffentlich)

Nach einer Einfihrung durch den Vorsitzenden in die Sitzungsvorlage der Abteilung
Mobilitdt und Verkehrsinfrastruktur vom 10.04.2018, welche der Niederschrift als
Anlage beigeflgt ist, wurde das Wort an die Ratsmitglieder Gbergeben.

Ratsmitglied Herr Maier wunderte sich, weshalb die Speyerer StraBe und die Alte
BahnhofstraBe in Dammheim nicht bei den MaBnahmen enthalten bzw. aufgefihrt
seien. Er bat darum, an der einen oder anderen Stelle nachzuhaken, ob nicht doch
LarmminderungsmaBnahmen vorgenommen werden kénnten.

Herr Bernhard erklarte, dass bereits mehr MaBnahmen - als vom EU-Recht gefordert
werden - umgesetzt wurden. Anhand einer Grafik veranschaulichte Herr Bernhard die
Ermittlung der LarmminderungsmaBnahmen fir alle klassifizierten StraBen. Larm werde
berechnet und in Dammheim waren die Grenzwerte nicht Uberschritten. Mithilfe einer
zweiten Grafik zeigte Herr Bernhard Gebiete mit der hochsten Prioritat.

Seitens der Bauausschussmitglieder gab es keine weiteren Ruckfragen, so dass der
Bauausschuss einstimmig die nachfolgenden Beschlussvorschlage beschlieBen konnte.

1. Den vorgeschlagenen LarmminderungsmaBnahmen wird zugestimmt.

2. Der Offenlage der Planunterlagen wird zugestimmt.
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B272/ K13/ K42, Anbau zusatzlicher Einfadelspuren bei Dammheim

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 16. (6ffentlich)

Der Vorsitzende rief die Sitzungsvorlage der Abteilung Mobilitdt und
Verkehrsinfrastruktur vom 04.04.2018 auf, welche der Niederschrift als Anlage
beigefligt ist, und erwahnte, dass der Ortsbeirat Dammheim der Beschlussvorlage und
dem zusatzlichen Anbau von Einfadelspuren nicht zustimmte. Dennoch schlug der
Vorsitzende vor, den Beschlussvorschlag beizubehalten und zunachst unter Vorbehalt
zu beschlieBen. Der Ortsbeirat Dammheim kdénnte in einer weiteren Sitzung seine
Entscheidung Uberdenken. Die Ist-Situation so zu belassen, sei die schlechteste Lésung.

Ratsmitglied Herr Lerch hielt die vom Vorsitzenden vorgeschlagene Vorgehensweise fur
gut und erwahnte, dass es im Jahr 2015 noch einen ganz anderen Vorschlag mit
Unterfihrung gegeben hatte, der sogenannten ,Hollandischen Rampe”. Diese Variante
sei als kreuzungsfreie Anschlussstelle in Aussicht gestellt worden.

Ratsmitglied Herr Maier berichtete Uber den Rlckstau, den es im Bereich der Auffahrt
auf die B 272 gebe. Er ging zudem auf Herrn Lerchs Wortmeldung ein und bestatigte,
dass es im Jahr 2015 andere Planungsvarianten gab. Die jetzt vom LBM geplante
temporare Losung sehe den Bau einer gesicherten Linkseinfadelspur, ahnlich wie in
Birkweiler, vor. Der Ortsbeirat beflirchte nun, dass mit dem Anbau einer Einfadelspur
ein dauerhaftes Provisorium geschaffen werde und die kreuzungsfreie Anbindung der K
42 an die B 272 dann nicht mehr kommen wiirde. Herr Maier werde allerdings in seiner
Funktion als Ortsvorsteher den Ortsbeirat erneut einberufen und Uber die
Sitzungsvorlage beraten. Zudem werde er versuchen, einen Vertreter des LBM zu der
Ortsbeiratssitzung einzuladen, um die Ortsbeiratsmitglieder zu Gberzeugen.

Ratsmitglied Herr Freiermuth teilte mit, dass er sich bei der Beschlussfassung enthalten
werde. Er wolle die Entscheidung des Ortsbeirats nicht Gbergehen.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl hielt es nicht fur richtig, die Entscheidung des Ortsbeirates in
Frage zu stellen.

Ratsmitglied Herr Lichtenthdler duBerte seine Ablehnung und dass er gegen den
Beschlussvorschlag stimmen werde.

Der Bauausschuss stimmte mehrheitlich bei zwei Gegenstimmen und sieben
Enthaltungen sowie unter Vorbehalt einer Zustimmung des Ortsbeirates Dammheim in
seiner nachsten Ortsbeiratssitzung dem nachgenannten Beschlussvorschlag zu.

Dem Anbau zusatzlicher Einfadelspuren im Knotenpunkt B272 / K13 / K42 bei
Dammheim wird zugestimmt.
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Widmung von StraBen fir den 6ffentlichen Verkehr im Bereich des Neubaugebietes
DHS5 in Landau-Dammheim

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 17. (6ffentlich)

Der Vorsitzende fuhrte mit wenigen Worten in die Sitzungsvorlage der
Bauverwaltungsabteilung vom 27.03.2018, auf welche verwiesen wird, ein.

Seitens der Bauausschussmitglieder gab es keinen weiteren Klarungsbedarf, so dass der
Bauausschuss dem  Stadtrat einstimmig empfahl, dem  nachgenannten
Beschlussvorschlag zuzustimmen.

Gemal § 36 des LandesstraBengesetzes (LStrG) werden die im beiliegenden Verzeichnis
enthaltenen und im Lageplan gekennzeichneten Verkehrsflachen als GemeindestraBBe (§
3 Nr. 3 LStrG) zur Nutzung als FuB-- und Radweg und Verkehrsflachen als
GemeindestraBe (§ 3 Nr. 3 LStrG) ohne Widmungsbeschrankung dem &ffentlichen
Verkehr gewidmet. Das Verzeichnis und der Lageplan sind Bestandteil des Beschlusses.
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AuBerplanméaBige  Ausgabemittel zur Sanierung des  Queichtalradweges
(Wirtschaftsweg) zwischen Landau und Godramstein

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 18. (6ffentlich)

Der Vorsitzende fuhrte in die Sitzungsvorlage des Umweltamtes vom 21.03.2018 ein,
auf welche verwiesen wird, und Gbergab das Wort an die Ratsmitglieder.

Ratsmitglied Herr Eisold stufte die Verbindung zwischen Landau und Godramstein fur
den Rad- und FuBgangerverkehr als wichtig ein und betonte, dass die Sanierung
erfolgen musse. Die Asphaltdecke sei teurer, weshalb genau lberlegt werden sollte, wie
die Ausfihrung gestaltet werden kénnte.

Ratsmitglied Herr Lichtenthaler erwahnte, dass die Sanierung des Radweges im
Arbeitskreis Verkehr thematisiert wurde. Eine Sanierung des Weges miusse erfolgen.
Herr Lichtenthaler sprach sich allerdings gegen Bitumen aus, da es sich um ein sensibles
Gebiet entlang der Queich handele.

Ratsmitglied Herr Freiermuth hielt den Radweg ebenfalls fir sehr wichtig und regte
eine Umsetzung der Sanierung mit Bitumen an - es sei , Uberlegenswert” auch weil es
sich um einen Wirtschaftsweg handele.

Ratsmitglied Frau Dr. Migl sprach sich gegen eine Asphaltsanierung aus. Sie werde dem
Vorhaben nur zustimmen, wenn es keine Bitumendecke geben werde. Der Vorsitzende
erklarte, dass es bei der Beschlussfassung zunachst um die zur Verfliigungsstellung von
Mitteln gehe.

Ratsmitglied Herr Schreiner berichtete, dass 2/3 des Queichtalradweges durch die
Gemarkung Godramstein fihre und ein Teil bereits asphaltiert sei (Wirtschaftsweg).
Herr Schreiner regte an, einen Teil des Weges , naturbelassen” zu gestalten.

Der Bauausschuss empfahl dem Stadtrat einstimmig bei einer Enthaltung, dem
nachgenannten Beschlussvorschlag zuzustimmen.

Far das Produktkonto 5559 096316 (Queichtalradweg ) fur welches kein
Haushaltsansatz besteht, wird auBerplanmaBig ein Betrag in Hohe von 200.000 €
bewilligt, um die erforderlichen SanierungsmaBnahmen des Queichtalradweges
(Wirtschaftsweg) durchfihren zu kénnen.
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes 19. (6ffentlich)
Verschiedenes

Es gab keine Themen zu dem Punkt ,Verschiedenes” im o6ffentlichen Teil der
Bauausschusssitzung.
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Die Niederschrift Gber die 32. Sitzung des Bauausschusses der Stadt Landau in der Pfalz
am 17.04.2018 umfasst 20 Teilprotokolle. Sie enthalt die fortlaufend nummerierten
Blatter 1 bis 116.

Vorsitzender

Dr. Maximilian Ingenthron

SchriftfUhrerin

Madlene Spielberger



	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_TEXT2
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	SMC_BM_TOOST
	Betreff
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu
	BM_TEXT3

